
Beistands-Protokoll   Nr.  0037    

aufRECHT e.V.  
Am Bilstein 10-12  
58636 Iserlohn 
 

Tel.: 02371 /  9729 860 
Fax: 02371 /  
Mail: aufRECHTeV@gmx.de
 

Beistand: Ulrich Wockelmann 

               04.09.2011

 
Termin:   01.07.2010   von  11:00  bis  11:35 Uhr    

Sachbearbeiter: Hr. Peter Brauckhaus, Hr. Horst Müller  

Fallmanagement □   Leistungsstelle □   Notfallsprechstunde x         
Ratsuchender:      

Name, Vorname: Schilling, Angelangela 

Straße:   Oestricher Straße 128 

PLZ, Stadt:  58644 Iserlohn 

Tel.:    

Mail.:    

Familienstand:  ledig 
 

Thema:   100 % Sanktion  

vorher getroffene Vereinbarungen  
Frau Schilling begehrt die Ihr zustehenden Leistungen als Barauszahlung per Geldkarte,  
da keine Anweisung auf ihr Konto erfolgt ist. 
 

Gesprächsinhalte 
   Zum Sachverhalt, Fakten                               Zur Beziehungsebene                 Meine Wahrnehmung 
                                                                                                                                                Meine Einschätzung 
Frau Schilling wandte sich an den Verein aufRECHT e.V. mit der Bitte um Begleitung zur 
ARGE MK. Nachdem Sie einen Widerspruch und eine ER-Klage gegen eine 100%-Sanktion 
eingelegt hatte, wurde Ihr anstelle eines ordentlichen Widerspruchbescheides ein neuer 
„abgespeckter“ Absenkungsbescheid zugestellt. Dieser wies diesmal eine Sanktions-Höhe 
von 30 % aus, in Geldwert: 96,90 €. Geahndet werden sollte damit ein behauptetes Fehl-
verhalten – vor !!! einer Arbeitsaufnahme. Die ARGE MK unterstellt ihr dabei in einer BG zu 
leben, anstatt die Wohngemeinschaft als das, was sie tatsächlich ist, anzuerkennen.  
In einer ersten telefonischen Auskunft, teilte der Sachbearbeiter Hr. Brauckhaus mit, er habe 
ihr Geld angewiesen; als aber kein Zahlungseingang erfolgte, hieß es, ihr Geld sei zur Tilgung 
der Monatsmiete ihres Mitbewohners verwandt worden, den Rest habe er an den Forderungs-
einzug der BA angewiesen, zur Begleichung alter Darlehen. Herr Brauckhaus fand dies offen-
sichtlich ganz ok. Als Beistand erbat ich zunächst eine Stellungnahme und rechtliche Bewertung 
seitens des Sachgebietsleiters. Als auch er die Vorgehensweise zu rechtfertigen versuchte, wies 
ich darauf hin, dass eine Leistungsübertragung von Frau Schilling auf Herrn Hardisty, dem Mitbe-
wohner, rechtswidrig sei und u.a. gegen den Individualisierungsgrundsatz verstoße. Außerdem 
betonte ich, dass hier Leistungen des Bundes als RL für die Existenzsicherung von Frau 
Schilling missbräuchlich zur Deckung der KdU einer fremden Person verwendet würden.        b.w. 
 

Ergebnisse des Gespräches   Problem gelöst □   Widerspruch erforderlich □   Klage erforderlich □ 
z.B. Nutzen für Ratsuchende, Förderung, Sanktion abgewehrt, Kosten eingespart,   
 
ER-Verfahren abwarten,  
evtl. Dienstaufsichtsbeschwerde Service-aus.Kundenreaktionsmanagement@arbeitsagentur.de 
 
 
 

Auswertung des Gespräches mit Ratsuchenden 
z.B. Gefühlsebene Ratsuchende, eigene Gefühle, Einschätzung des Ergebnisses, Absprachen eingehalten 
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Ohne eine Rechtsgrundlage für seine abweichende Auffassung benennen zu können, machte 
Herr Müller deutlich, dass er nicht beabsichtige eine Korrektur vornehmen zu wollen, obwohl 
ich darauf hinwies, dass die Verletzung des Individualisierungsgrundsatzes immer zur Rechts-
widrigkeit der Bescheide führe. Als juristischer Laie, war ich allerdings nicht der Lage die 
entsprechenden Gesetzesvorgaben zweifelsfrei zu benennen. 
 
Auf die Frage, ob Frau Schilling denn nun einen Lebensmittelgutschein entgegennehmen wolle, 
verneinte sie gemäß unserer Absprache. Daraufhin provozierte Herr Müller, indem er sie 
offen verhöhnte: „dann sei ja die Not nicht so groß“. Ich machte ihn darauf aufmerksam, dass 
Frau Schilling wohl über die Runden käme, wenn dass ihr zustehende Geld rechtskonform an 
sie zur Auszahlung gebracht worden wäre und dass wir nunmehr eine positive Bescheidung 
des ER-Verfahrens erhofften. Offensichtlich in Erwartung einer Abweisung der aufschie-
benden Wirkung, machte er keinen Hehl daraus, einen weiteren Rechtsstreit auf Kosten der 
Kundin aussitzen zu wollen. 
 
Bei einem früheren Gespräch hatte Herr Müller einen anderen Hilfebedürftigen wissen lassen: 
“Was das Landessozialgericht NRW entscheidet, geht mir am Arsch vorbei.“  

(wörtliches Zitat im Beisein eines Kunden und zwei Mitgliedern des Vereins aufRECHT e.V. 
am 05.05.2010, Beistands-Protokoll  Nr. 0029) 

Das ist zumindest die Rechtsposition des Sachgebietsleiters der ARGE MK, Horst Müller. Selbst der klare 
Gesetzestext interessiert ihn nicht. Für ihn gelten nach eigener Aussage als einzige maßgebliche Grenzen 
ausschließlich nur die Entscheidungen des Bundessozialgerichts. Erschreckend war dabei, dass er 
sah, dass ich mitschrieb und mir den Satz geradezu diktierte, als wolle er sagen: ich bin mir 
der Rückendeckung durch die Geschäftleitung der ARGE MK völlig sicher. 
 
In einem weiteren Versuch den Sachgebietsleiter zur Aufgabe seiner Unrechtsposition zu 
bewegen, verwies ich auf die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts, welches die 
Sicherstellung des soziokulturellen Existenzminimums für alle angemahnt hat. Der Sachbe-
arbeiter Hr. Brauckhaus sagte kein Wort mehr. 
 
Auch meinen Hinweis auf eine nicht zulässige Form von Sippenhaft, wies Herr Müller zurück. 
Dies wirkt im vorliegenden Fall umso schwerer, als weder ein Verwandtschaftsgrad, noch 
eine Beziehung vorliegt. Die unterstellte Einstandsgemeinschaft wird seit jeher bestritten. 
 
Nach meiner Einschätzung dieses Gesprächs bestätigt sich, dass die ARGE Märkischer Kreis 
versucht die Sozialgerichtsbarkeit dazu zu instrumentalisieren, ihre Kunden auf dem lang-
wierigen Rechtsweg zu zermürben, und so die Rechte der Kunden vorsätzlich zu beschädigen. 
 
Als juristischer Laie sehe ich hier § 263 StGB als verletzt an. 
 

(1) Wer in der Absicht, sich oder einem Dritten einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, das 
Vermögen eines anderen dadurch beschädigt, dass er durch Vorspiegelung falscher oder durch 
Entstellung oder Unterdrückung wahrer Tatsachen einen Irrtum erregt oder unterhält, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(3)   In besonders schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu zehn Jahren. Ein 
besonders schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn der Täter 

2.    einen Vermögensverlust großen Ausmaßes herbeiführt oder in der Absicht handelt, durch die 
fortgesetzte Begehung von Betrug eine große Zahl von Menschen in die Gefahr des Verlustes von 
Vermögenswerten zu bringen, 

4.    seine Befugnisse oder seine Stellung als Amtsträger missbraucht 
 
Für die Vermutung des „bandenmäßigen Betrugs“ spricht auch die aus der Klageerwiderung 
vom 24.06.2010 ersichtliche Vorgehensweise, mit der Absenkung der Sanktion auf 30% den 
für das ER-Verfahren erforderlichen Anordnungsgrund zu unterlaufen – ohne das Gericht in 
Kenntnis zu setzen, dass die ARGE MK dennoch nicht zu leisten gewillt ist. 
 
 


